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Ihre Anfrage zum Bauvorhaben auf der Insel Hiddensee 

Sehr geehrter Herr Fraktionsvorsitzender Prof. Dr. Wetenkamp, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

in vorbezeichneter Angelegenheit nehme ich Bezug auf die in der Anfrage gestellten Fragen und 
beantworte diese nachfolgend. 

1. Wie ist der Landkreis in einem zu erwartenden zukünftigen B-Planverfahren der Ge-
meinde Insel Hiddensee mit dem Ziel der Neustrukturierung des Hafens Vitte beteiligt?  

Bislang sind die Planungsabsichten für eine entsprechende Bauleitplanung der Gemeinde gegen-
über dem Landkreis Vorpommern-Rügen nicht angezeigt.  

2. Ein Teil der zu planenden Fläche befindet sich im Bereich des Nationalparks Vorpommer-
sche Boddenlandschaft. Inwieweit ist der Landkreis Vorpommern-Rügen zu den anstehen-
den Abwägungsprozessen beteiligt, bzw. wird darüber informiert?  

Soweit die Gemeinde die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des Vorha-
bens über eine verbindliche Bauleitplanung (Bebauungsplan) schaffen möchte, sind die durch das 
Baugesetzbuch (BauGB) vorgegebenen Planungsschritte durchzuführen.  
Die Beteiligung des Landkreises hat dann gemäß den Vorschriften über die Behördenbeteiligung 
gemäß § 4 BauGB zu erfolgen. Danach soll die Gemeinde in einem 2-stufigen Verfahren die Stel-
lungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, einholen. In der ersten Stufe sind die Behörden und sons-
tigen Träger möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, Alternativen 
für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung zu unterrichten und zur Äußerung aufzufordern (vgl. § 4 Abs. 1 BauGB). In der zweiten 
Stufe sollen die Behörden Stellungnahmen zum Planentwurf und zur Begründung formulieren. Die 
Stellungnahmen sind auf den jeweiligen Aufgabenbereich der Behörde zu beschränken (vgl. § 4 
Abs. 2 BauGB). 

Die vorhabenbezogene Bewertung richtet sich insbesondere nach den einschlägigen naturschutz-
rechtlichen Vorschriften, insbesondere nach der Nationalparkverordnung, deren Vollzug nicht in 
der Zuständigkeit des Landkreises liegt. Insoweit ist an das zuständige Nationalparkamt zu verwei-
sen.  

3. Ist der Kreisverwaltung bekannt, dass durch den Zweckverband Wasserversorgung und 
Abwasserbehandlung Rügen (ZWAR) ein neues Gutachten in Auftrag gegeben wurde, dass 
die Trinkwasserkapazitäten der Insel Hiddensee überprüfen soll? Wenn ja, was war der 
Anlass für die Beauftragung?  

Dem Landkreis Vorpommern-Rügen ist bekannt, dass durch die ZWAR ein neues Gutachten in Auf-
trag gegeben wurde, um die Trinkwasserkapazität der Insel Hiddensee zu überprüfen. 
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Um die Wasserversorgung von Neubauvorhaben auf den Grundstücken, die bisher für keine bauli-
che Nutzung vorgesehen waren und dementsprechend nicht an die öffentlichen TW-
Versorgungsanlagen angeschlossen sind, zu gewährleisten und rechtlich abzusichern, wäre eine Er-
höhung der saisonal erlaubten maximalen Wassermenge (Q120 = 1.000 m³/d) notwendig. 

Welche Kosten entstehen durch die Beauftragung? Wer wurde beauftragt und gab es zur Be-
auftragung ein Ausschreibungsverfahren?  

Das Büro Dr. Lammers – Beratende Hydrogeologen - in Kiel wurde seitens des ZWAR beauftragt, die 
im Zuge der Antragstellung auf Änderung der wasserrechtlichen Erlaubnis erforderlichen Betrach-
tungen anzustellen und in Form eines Erläuterungsberichtes als Entscheidungsgrundlage für den 
Änderungsantrag bei der unteren Wasserbehörde (UWB) vorzulegen. 

Der UWB ist nicht bekannt, ob ein Ausschreibungsverfahren der Beauftragung vorangegangen ist. 
Ebenso sind die Kosten für das Gutachten der UWB nicht bekannt. 

4. Wie schätzt die Kreisverwaltung die Entwicklung der Trinkwasserkapazität auf der Insel 
Hiddensee infolge von Klimawandel und Trockenheit ein?  

Die Entwicklung der Trinkwasserkapazität auf der Insel Hiddensee infolge von Klimawandel und 
Trockenheit wird kritisch gesehen. 

Im Einzugsgebiet der Wasserfassung Grieben-Schwedenhagen fehlen belastbare Aufschlussdaten, 
um den Aufbau des Untergrundes zufriedenstellend beschreiben zu können. Daher ist die Ermitt-
lung des Einzugsgebietes nicht möglich. 

Durch die Insellage liegt ein sensibles hydraulisches System vor. Das Grundwasser wird ausschließ-
lich aus den auf die Insel fallenden Niederschlägen ergänzt und bilden eine auf dem unter- sowie 
umlagernden Brackwasser der Ostsee und des Boddens aufliegende Süßwasserlinse. Genauere Da-
ten für die Tiefenlage der Süß-Salz-Wassergrenze im Bereich des Einzugsgebietes der Wasserfas-
sung liegen nicht vor (Auszug aus dem aktuellen Gutachten). 

Da durch die Insellage die Grundwasserressourcen begrenzt sind, soll eine erneute Ermittlung des 
Grundwasserdargebotes mit eingebauten Sicherheitsfaktoren berechnet werden. 

So beispielsweise wurden für die Grundwasserneubildungsrate die Niederschlagssummen des hyd-
rologischen Winterhalbjahres zugrunde gelegt, da in dieser Zeit die wesentliche Neubildung statt-
findet. Um eine Überlastung des Systems auch in niederschlagsarmen Jahren zu vermeiden, wur-
den im Gutachten die unterdurchschnittlichen Niederschläge des hydrologischen Winterhalbjahres 
herangezogen. 

Momentan wird eine Anpassung der Brunnenbewirtschaftung angestrebt, die der lokalen Überlas-
tung des Grundwasserleiters der Wasserfassung Grieben entgegenwirken soll. 

Spannend und unbeantwortet bleibt dennoch die Frage zur Auswirkung bei einer über mehreren 
Jahren unzureichenden Grundwasserneubildung, wenn selbst die unterdurchschnittlichen Nieder-
schläge ausbleiben würden. 

5. Derzeit ist eine Bebauung für weitere Hauptnutzungen auch im Innenbereich der Insel 
Hiddensee nicht möglich, weil die trinkwassermäßige Erschließung aus Kapazitätsgrün-
den nicht gesichert ist. Werden derzeit trotz der angespannten Lage noch Baugenehmi-
gungen erteilt und wenn ja, in welcher Größenordnung ist dies in den vergangenen 5 Jah-
ren erfolgt?  

Die Beurteilung der gesicherten trinkwassermäßigen Erschließung obliegt in den baurechtlichen 
Genehmigungsverfahren dem Zweckverband Wasser- und Abwasserbehandlung Rügen. Dazu hat 
sich der Zweckverband bereits gegenüber der Gemeinde Seebad Insel Hiddensee mit Schreiben 
vom 20. November 2020 (siehe Anlage) verbindlich geäußert.  

Vom 1. Januar 2020 bis zum 3. August 2022 wurden insgesamt 102 Bauanträge oder Anträge auf 
Bauvorbescheid gestellt. Davon wurden 41 Anträge zurückgewiesen, zurückgenommen oder abge-
lehnt. 46 Bauvorhaben wurden sowohl im Bauvorbescheids- als auch im Baugenehmigungsverfahren 
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ohne Trinkwasserbedarf oder ohne erweiterten Trinkwasserbedarf genehmigt. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass in den 46 Bauvorhaben 17 Anträge auf Bauvorbescheid oder Verlängerungsanträge 
bzw. Änderungsanträge enthalten sind. 5 Anträge auf Bauvorbescheid wurden unter Ausklamme-
rung der Fragen zur gesicherten Erschließung genehmigt. Ein Bauvorhaben befindet sich im Gel-
tungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes, welcher bereits Gegenstand der Trink-
wasserbilanz war. 9 Anträge sind im laufenden Verfahren noch nicht beschieden. Daraus ergeben 
sich insgesamt 30 genehmigte Bauvorhaben in den letzten zweieinhalb Jahren. Dieses entspricht 
etwa 60 Bauvorhaben in den letzten 5 Jahren.  

6. Es ist geplant, eine Meerwasserentsalzungsanlage zu bauen. Eines der damit einherge-
henden ökologischen Probleme ist die Entsorgung der beim Entsalzungsprozess entste-
henden hochkonzentrierten Salzlauge. Wie erfolgt die Entsorgung, wer überprüft den 
Entsorgungsprozess und ist der Eigenbetrieb Abfallwirtschaft des Landkreises möglicher-
weise einbezogen?  

Eine entsprechende Beantwortung kann vorhabenbezogen nur bei Vorlage konkreter Planunterla-
gen erfolgen. Diese sind bisher nicht bekannt.  

Mithin ist darauf hinzuweisen, dass mit den noch zu erstellenden Planungsunterlagen in aller Regel 
eine Prüfung und Bewertung der Umweltauswirkungen bzw. der Umweltverträglichkeit vorzuneh-
men ist und es insoweit zunächst in der Verantwortung des Planungsträgers bzw. der Gemeinde 
liegt, eine Planung für ein umweltverträgliches Vorhaben aufzustellen.  

7. Wird eine zusätzliche Bebauung mit der Realisierung einer Meerwasserentsalzungsanlage 
zukünftig wieder möglich sein? Wenn ja, in welcher Größenordnung sind dann Bebauun-
gen wieder möglich, wenn man z.B. mit einer zusätzlichen Trinkwasserentnahmekapazi-
tät von 200 Kubiklitern rechnet? Welcher Behörde obliegt die Kontrolle über zukünftig 
entstehende Abfälle wie zum Beispiel Salzlaugen aus einer Entsalzungsanlage und welche 
Behörden werden in die laufenden Verfahren einbezogen?  

Wie bereits in der vorherigen Frage beauskunftet, kann eine entsprechende vorhabenbezogene Be-
wertung nur bei Vorlage konkreter Planunterlagen erfolgen.  

8. Laut Konzept soll eine neue Marina mit ca. 135 Sportbootplätzen sowie der dazugehöri-
gen Infrastruktur gebaut werden. Wie und mit welchen Behörden wird ein solches Vorha-
ben abgestimmt und inwiefern ist der Landkreis daran beteiligt?  

Soweit die Gemeinde die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des Vorha-
bens über eine verbindliche Bauleitplanung (Bebauungsplan) schaffen möchte, sind die durch das 
Baugesetzbuch (BauGB) vorgegebenen Planungsschritte durchzuführen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Stefan Kerth 
Landrat 










